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Möglichkeiten und Grenzen 

einer KESB in Fällen von 

Häuslicher Gewalt

Es handelt sich um Vorfälle in festen 
Beziehungsstrukturen. Eltern, die Ge-
walt gegeneinander ausüben, bleiben 
Eltern. Eine betagte Person, die ver-
nachlässigt wird, ist in ihrem familiären 
Umfeld eingebettet. Ein Jugendlicher, 
der gewalttätig gegen seine Geschwis-
ter oder Eltern ist, lebt in einem ihm 
wichtigen sozialen Umfeld. Seit dem 
1. Januar 2013 wurden die kommunalen 
Vormundschaftsbehörden schweizweit 
durch 146 Kindes- und Erwachsenen-
schutzbehörden (KESB) abgelöst. Da-
mit trat auch im obgenannten Kontext 
eine neue Behörde in Erscheinung, an 
die sich verschiedene Erwartungen 
richteten. Dieser Artikel möchte des-
halb einen Überblick über die Aufgaben 
und die Struktur der KESB vermitteln 
und behördliche Massnahmen einer 
KESB in Fällen von Häuslicher Gewalt 
näher beleuchten. 

Die Kindes- und Erwachsenen-
schutzbehörden (KESB)
Das Bundesrecht weist der neuen Fach-
behörde 110 Aufgaben zu, 64 aus dem 
Bereich des Erwachsenenschutzes und 
46 aus dem Bereich des Kindesschut-
zes. Die Aufgabenbereiche sind gegen-
über dem alten Vormundschaftsrecht 
sowohl in quantitativer als auch in qua-
litativer Hinsicht erheblich ausgebaut 
worden. An erster Stelle steht dabei die 
Anordnung, Änderung und Aufhebung 
von behördlichen  Massnahmen im Rah-
men des Kindes- und Erwachsenen-
schutzes. Weiter hat die KESB bei aus-
gewählten Rechts geschäften bei be-
hördlichen Massnahmen mitzu wir ken. 
Sie hat zudem auch Aufsichts-, Steue-
rungs- und Qualitäts siche rungs funk-
tionen in Bezug auf die Führung von 
Kindes- und Erwachse nen  schutz mass-
nahmen (Mandatsführung durch Bei-
ständinnen und Beistände). Ferner hat 
sie Aufsichts- und Inter ven tions funk-
tionen in Bezug auf die pri vat autonomen 
Bereiche (Patienten ver  fü gun gen, Vor-
sorgeaufträge, Ver tre   tungs     befugnisse 
Ehegatten etc.). Dieser Bereich war im 
alten Vormundschaftsrecht gar nicht 
geregelt. 

Die KESB ist also eine Behörde, die 
entscheidet und Massnahmen anordnet. 

Deshalb sah der Expertenentwurf im 
Jahre 2003 vor, dass schweizweit eine 
Gerichtslösung eingeführt werden sollte, 
so wie das die an die Schweiz an gren-
zenden Länder kennen1. Diese Idee 
 wurde aber aufgrund der Resultate  
der Ver nehm lassung fallen gelassen. Im 
Bereich Verfahren, Aufsicht, Ausgestal-
tung und Organisation wurde den Kanto-
nen daher ein erheb licher Gestaltungs-
spielraum eingeräumt. So legen die 
Kantone fest, welche Fachdisziplinen bei 
der interdisziplinär arbeitenden Kindes- 
und Er wach se nen schutzbe hör  den ver-
treten sein müssen. Auch regeln sie 
 deren Aufsicht eigenständig (Art.  440 
und Art. 441 ZGB). In sechs Kantonen ist 
die KESB eine Gerichts behörde (AG, FR, 
GE, NE, SH, VD). In den übrigen 20 Kan-
tonen ist die KESB eine Verwaltungs-
behörde, wobei die einzelnen Behörden-
mitglieder im Rahmen ihrer Entschei-
dungen über richter liche Unabhängig-
keit verfügen. Da im Zivilgesetzbuch nur 
in einigen grund legenden Bereichen 
Verfahrensregeln erlassen wurden, sind 
die Kantone berechtigt, weitestgehend 
eigene Ver fahrensbestimmungen zu er-
lassen (vgl. Art. 450f ZGB). Strukturell, 
organisa to risch, personell und finanziell 
sind deshalb die KESB verschiedener 
Kantone nicht miteinander vergleichbar. 
Eine KESB im Kanton Aargau ist Teil des 
 Familiengerichts, im Kanton Bern ist 
die Behörde wiederum Teil der kanto-
na len Verwaltung. Im Kanton Zürich 
blieb die Trägerschaft für die KESB bei 
den Gemeinden, die sich entweder zu 
Zweck verbänden (beispielsweise Bezirk 
 Horgen) zusammengeschlossen oder 
an einer kommunalen Verwal tungs   ein-
heit beteiligt haben (beispielsweise 
KESB Region Dübendorf). Diese föde-
rale Aus gestaltung ermöglichte es  
den Kantonen, ihre Besonderheiten zu 
bewahren und lokale wie regionale 
 Bedürfnisse einfliessen zu lassen.

Dabei ist auch wesentlich, dass an-
geordnete Massnahmen nicht von der 
KESB sondern von Beiständinnen und 

Bei häuslicher Gewalt ist es legitim, die Frage zu 
stellen, wie die Gesellschaft mit diesem Thema 
umgeht. Welche Möglichkeiten stehen zur Ver-
fügung, um nach Vorfällen sowohl tatbetrof fe nen 
als auch tatausübenden Personen ange mes sene 
Bewältigungsprozesse anbieten zu können, die 
weitere Eskalationen verhindern sollen? 
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1 Vgl. dazu Bericht der Expertenkommission für die Gesamtrevision des Vormundschaftsrecht, 
S. 79, abrufbar unter https://www.bj.admin.ch/dam/data/bj/gesellschaftge setzge bung/archiv/
vormundschaft/  vn-ber-d.pdf
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Beiständen geführt werden, die örtlich 
wie organisatorisch von der Anord-
nungsbehörde, also der KESB, getrennt 
sind. Die Beiständinnen und Beistände 
tragen die Hauptverantwortung, dass 
den betroffenen Personen derjenige 
Schutz zukommt, den die Behörde an-
geordnet hat. Beiständinnen und Bei-
stände vernetzen deshalb verschiedene 
Hilfsangebote, führen Standortbestim-
mungen durch, legen die Ziele mit den 
betroffenen Personen fest, halten den 
Kontakt auch mit dem sozialen Umfeld 
und stellen Anträge an die KESB, wenn 
sich die Situation verändert hat und 
eine weitergehende Intervention oder 
die Aufhebung der Massnahme ange-
zeigt ist.

Unterschiedliche Formen von 
Häuslicher Gewalt

Den nachfolgenden Überlegungen wird 
der Begriff «Häusliche Gewalt» die De fi-
ni tion der sogenannten Istanbul- Kon ven-
tion des Europarates (Übereinkommen 
des Europarates zur Verhütung und 
Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen 
und häuslicher Gewalt, Art. 3b) zu -
grundegelegt: «Im Sinne dieses Über-
ein kommens bezeichnet der Begriff 
häusliche Gewalt alle Handlungen kör-
per  licher, sexueller, psychischer oder 
wirtschaftlicher Gewalt, die innerhalb 
der Familie oder des Haushalts oder 
zwischen früheren oder derzeitigen Ehe-
leuten oder Partnerinnen beziehungs-
weise Partnern vorkommen, unab hän gig 
davon, ob der Täter be zie hungs weise 
die Täterin denselben Wohnsitz wie das 
Opfer hat oder hatte.» 

Aus der Definition lassen sich zwei 
wesentliche Aspekte ableiten: Einer-
seits ist die Beziehungskonstellation  
zu beurteilen. Andererseits müssen 
auch Gewaltmuster berücksichtigt wer-
 den: Wird Gewalt als sogenanntes 
spon  tanes Konfliktverhalten ausgeübt, 
in denen sich die Partner als grund-
sätzlich ebenbürtig ansehen, oder  
wird  Gewalt als systematisches Ge-
walt- und Kon trollverhalten eingesetzt, 
also eine kontrollierende, entwürdi-
gende und macht  missbrauchende Ver-

haltens weise, um die Beziehung und 
das Gegenüber zu dominieren? Diese 
beiden  Aspekte sollten massgeblich in 
die Beurteilung der Schutzbedürftigkeit 
einfliessen.

Voraussetzungen für Erwach-
senenschutzmassnahmen

Eine behördliche Massnahme setzt vor-
aus, dass bei der betroffenen Person 
ein Schwächezustand (Ursache) vor-
liegt (Art. 390 ZGB). Das Erwachsenen-
schutzrecht kennt zwei grundlegende 
Kategorien von Schwächezuständen: so 
sind dies zum einen sozialmedizinische 
Schwächezustände (psychische Störung, 
geistige Behinderung oder ähnliche 
Schwächezustände), zum anderen han-
delt es sich um einen Schwächezu-
stand, der aus der vorübergehenden 
Verhinderung einer Person resultiert 
(vorübergehende Urteilsunfähigkeit oder 
Abwesenheit). Aus diesem Schwäche-
zustand folgt eine Schutzbedürftigkeit, 
die sich darin zeigt, dass die betroffene 
Person ihre Angelegenheiten im Be-
reich der Personen- und Vermögens-
sorge wie auch im Rahmen des Rechts-
verkehrs nur teilweise oder gar nicht 
erledigen kann (Auswirkung). Eine be-
hördliche Massnahme darf aber nur 
dann angeordnet werden, wenn die Un-
terstützung der hilfsbedürftigen Per-
son durch die Familie, andere nahe-
stehende Personen oder private oder 
öffentliche Dienste nicht ausreicht 
(Subsidiarität). Zudem muss jede Mass-
nahme erforderlich und geeignet sein, 
dem Schutzbedarf der betroffenen Per-
son angemessen zu begegnen (Verhält-
nismässigkeit, Art. 389 ZGB). Sind die 
Voraussetzungen zu bejahen, so ist zu 
klären, ob die Unterstützung überwie-
gend eine Begleitung, eine Vertretung 
oder eine Mitwirkung der Beistands-
person erfordert (Begleit-, Vertretungs- 
oder Mitwirkungsbeistandschaft). Je 
nach Schutzbedarf können die Bei-
standschaftsarten auch miteinander 
kombiniert werden. Reicht keines der 
genannten Angebote aus, so ist allen-
falls eine umfassende Beistandschaft 
zu errichten.

Eine Erwachsenenschutzmassnahme 
soll die Selbstbestimmung der betrof-
fenen Person so weit als möglich er-
halten und fördern (Art. 388 ZGB). Im 
Rahmen von Fällen Häuslicher Gewalt 
kann der zivilrechtliche Erwachsenen-
schutz Wirkung entfalten, sofern Ge-
walt als systematisches Gewalt- und 
Kontrollverhalten eingesetzt wurde und 
der tatbetroffenen Person dadurch ein 
Ausbrechen aus dem Abhängigkeitsver-
hältnis ermöglicht werden kann. Fol-
gende Beziehungskonstellationen stehen 
dabei im Vordergrund: Gewalt zwischen 
Erwachsenen in anderen fami liären Be-
ziehungen (z. B. im Rahmen von Zwangs-
heirat); Gewalt gegen ältere Menschen 
im Familienverband oder Gewalt in 
 Betagtenbeziehungen. Wird Gewalt als 
sogenanntes spontanes Konfliktver-
halten zwischen den Betroffenen aus-
geübt, so greifen die Möglichkeiten des 
Erwachsenenschutzes nicht.

Voraussetzungen für Kindes-
schutzmassnahmen

Kindesschutzmassnahmen setzen eine 
Gefährdung des Kindeswohls voraus. 
Der Begriff «Kindeswohl» wird im Ge-
setz jedoch nicht definiert. Nach Heg-
nauer liegt eine Gefährdung des Kindes-
wohls vor, sobald nach den Umständen 
die ernstliche Möglichkeit einer Beein-
trächtigung des affektiven, intellektuel-
len, körperlichen, psychischen, sozia-
len oder rechtlichen Wohls des Kindes 
vorauszusehen ist. Die Ursachen wie 
auch die Schuldfrage sind nicht relevant 
(vgl. dazu Cyril Hegnauer, Grundriss 
des Kindesrechts, 5. Aufl., Zürich 1999, 
S. 193, N 26.04a). 

Konkret bedeutet das, dass auch 
hier ein Schwächezustand (Ursache 
 ge geben sein muss, der sich in einer 
Gefährdungslage des Kindeswohls 
zeigt. Daraus resultiert eine Schutz be-
dürf tigkeit des Kindes (Auswirkung), 
weil die Eltern nicht in der Lage sind, 
dieser Gefährdung angemessen zu 
 begegnen. Die behördliche Kindes-
schutzmassnahme soll denn auch die 
elter lichen Fähigkeiten ergänzen und 
nicht verdrängen (Komplementarität). 
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Zudem muss die Massnahme verhält-
nismässig sein. Nehmen Eltern frei-
willig Hilfe an oder können sie selber 
angemessen handeln, bedarf es keiner 
Kindesschutzmassnahme (Subsidiarität, 
vgl. Art. 307 ZGB).

Die zivilrechtlichen Kindesschutz-
massnahmen sind in ihrer Eingriffs-
intensität in die elterliche Verantwor-
tung abgestuft. Je nach Ausgangslage 
können Ermahnungen oder das Erteilen 
von Weisungen angemessene Anord-
nungen darstellen (Art. 307 ZGB). Eine 
weitergehende Massnahme stellt so-
dann die Errichtung einer Beistand-
schaft für das Kind dar. Die Beiständin 
oder der Beistand hat die Eltern mit Tat 
und Rat in ihren Beziehungsbelangen 
und der weiteren Entwicklung des 
 Kindes zu unterstützen. Der Beistands-
person können zudem spezifische Auf-
gaben zugeteilt werden (Art. 308 ZGB). 
Ist die Gefährdung des Kindes derart 
ausgeprägt, dass nur eine Platzierung 
ausserhalb der Familie genügend Schutz 
bieten kann und waren sämt liche weite-
ren Möglichkeiten bislang erfolglos ge-
blieben, so kann die Behörde den Eltern 
das Aufenthaltsbestimmungsrecht ent-
ziehen und das Kind in einer Pflege-
familie oder geeigneten Institution unter-
bringen (Art. 310 ZGB). Im Extremfall 
und als ultima ratio, wenn also alle 
 anderen Massnahmen erfolglos geblie-
ben sind, kann den Eltern ihre elterliche 
Sorge entzogen werden (Art. 311 ZGB). 

Der Gesetzgeber nennt hier u. a. ex pli zit, 
wenn die Eltern wegen Gewalt tätigkeit 
oder ähnlichen Gründen ausser stande 
sind, die elterliche Sorgepflicht gemäss 
auszüben (Art. 311 Abs. 1 Ziff. 1 ZGB).

Im Rahmen von häuslicher Gewalt 
stehen daher folgende Beziehungs-
konstellationen im Vordergrund: Kinder 
als Mitbetroffene der Gewalt in Paarbe-
ziehungen und Trennungssituationen, 
Gewalt von Eltern oder deren Partner/  
-innen gegen Kinder und Jugendliche, 
Gewalt gegen Kinder und Jugendliche 
in anderen familiären Beziehungen und 
Gewalt von Kindern und Jugendlichen 
gegen Eltern. Anders als im Erwachse-
nenschutz können Kindesschutzmass-
nahmen nicht nur dann erforderlich 
sein, wenn systematisches Gewalt-  
und Kontrollverhalten, sondern ebenso 
wenn Gewalt als sogenanntes sponta-
nes Konfliktverhalten (Gewaltmuster) 
eingesetzt wird. Aber auch hier gilt  
das sogenannte Elternprimat: nehmen 
 Eltern von sich aus freiwillig Angebote 
wahr, um damit die Gefährdungslage 
angemessen zu bannen, so besteht kein 
Anlass, eine behördliche Kindesschutz-
massnahme anzuordnen.

Grenzen behördlicher 
Schutzmassnahmen

Im Gegensatz zu den Möglichkeiten, die 
in den verschiedenen kantonalen Ge-
waltschutzgesetzen vorgesehen sind, 
sind Massnahmen des Kindes- und Er-

wachsenenschutzes längerfristig aus-
gerichtet. Kooperationsbereitschaft und 
Kooperationsmöglichkeiten der betrof-
fenen Personen stärken die Wirk-
samkeit der Schutzmassnahmen. Lässt 
aber eine betroffene Person keine 
 Unterstützung zu, so sind die Möglich-
keiten beschränkt und müssen dem 
Grundsatz der Verhältnismässigkeit 
ent sprechen. Wird einem Elternteil eine 
Weisung im Rahmen des Kindesschut-
zes (Art. 307 ZGB) erteilt, sich in eine 
Beratung zu begeben und kommt dieser 
der Aufforderung nicht nach, so kann 
keine Vollstreckung angeordnet  werden. 
Der Behörde bleibt allenfalls nur die 
Möglichkeit, im Rahmen von Art. 292 
StGB (Ungehorsam gegen amtliche 
Ver  fügungen) eine Übertretungsanzeige 
einzureichen.

Es ist deshalb wesentlich, dass die 
verschiedenen Behörden und Institutio-
nen, die im Rahmen von häuslicher Ge-
walt involviert sind, Wege suchen, um 
eine tragfähige Vernetzung sicherzu-
stellen. Entscheidend ist, dass die 
 verschiedenen Akteure voneinander 
wissen, wer welchen Beitrag wann bei-
steuern kann. Der Beitrag der KESB 
beschränkt sich auf die vorgegebenen 
gesetzlichen Möglichkeiten. Sie kann 
aber das ganze Problem nicht vollum-
fänglich lösen.

Mehr Informationen zur KOKES finden Sie 
unter: www.vbk-cat.ch

Es sind immer sehr 

anspruchsvolle Einsätze

Herr Otter, welche Bedeutung hat häus-
liche Gewalt in der täglichen Polizei-
arbeit und hat sie in den vergangenen 
Jahren zugenommen bzw. hat sich das 
Anzeigeverhalten verändert?

Ein Interview mit Kurt Otter, Fachspezialist 
Häusliche Gewalt, Polizei Basel-Landschaft

Der Bereich «Häusliche Gewalt» gehört 
zu den Kernaufgaben der Polizei. In der 
Regel rückt die Polizei Basel-Landschaft 
täglich wegen Problemen im sozialen 
Nahraum aus, also der Familie und oder 

bei Paaren. Seit der Offizialisierung ge-
wisser Straftatbestände, wie z. B. wieder-
holte Tätlichkeit, einfache Körperver-
letzung und Drohung, haben auch die 
Anzeigen wegen häuslicher Gewalt zu-
genommen und die Polizeieinsätze ver-
bleiben leider auf hohem Niveau. In den 
letzten Jahren hat häusliche Gewalt 
gemäss Statistik nicht zugenommen, es 
werden jedoch vermehrt Fälle wegen 
Stalking oder gegenseitiger Gewalt ge-
meldet. Gewalt in der Familie, bei der 
Kinder direkt oder indirekt betroffen sind, 
zeigen auch leicht steigende Zahlen. 


